
Neue Justiz 9/86 351

und aller anderen Werktätigen mit den Mitteln des soziali­
stischen Gerichts. Das Rechtsprechen ist eine der verantwor­
tungsvollsten Aufgaben, die der sozialistische Staat stellt, 
denn es geht letztendlidi darum, die sozialistischen Gesetze 
zu verwirklichen. Die Rechtsprechung der Gerichte berührt 
das Schicksal von Menschen, greift oft in ihre Lebensplanung 
ein und hat eine Reihe sozialer Aspekte.

Nach wie vor gilt die Forderung, daß jede gerichtliche 
Entscheidung — ganz gleich auf welchem Rechtsgebiet sie 
ergeht — von strikter Gesetzlichkeit, Gerechtigkeit und ho­
her Rechtskultur getragen sein muß. Dazu zählen wir auch 
die Zügigkeit, mit der Entscheidungen rechtskräftig wer­
den. Eine Verschleppung von Prozessen auf dem Instanzen­
weg wird nicht zugelassen.

Die Forderung, daß bereits die erste Entscheidung die 
richtige und überzeugende zu sein hat, bekräftigen wir er­
neut, allerdings mit dem Zusatz, daß die 2. Instanz — die je­
der betroffene Bürger anrufen kann — jeden etwaigen Man­
gel aufspürt und im Rahmen des gesetzlichen Weges kor­
rigiert.4

Der sozialistischen Rechtsprechung ist jeder Formalismus, 
jede „Nur-Fall-Abhandlung“ fremd. Es geht darum, die auf- 
getretenen Konflikte dauerhaft zu lösen und jene Maßnah­
men zu treffen, die eine Wiederholbarkeit nach Möglichkeit 
ausschließen.

Zu diesen Maßnahmen gehören u. a.:
— gesetzlich richtige, gerechte und auf den Einzelfall bezo­

gene angemessene Entscheidungen;
— Anstrengungen des Gerichts, die Folgen der Gesetzesver­

letzungen zu begrenzen und den Geschädigten zu ange­
messenem Schadenersatz zu verhelfen;

— die unverzügliche Einleitung und Durchführung von Maß­
nahmen der Strafenverwirklichung bzw. Vollstreckung als 
Ausdruck staatlicher Autorität;

— die strikte Organisierung und Durchführung der dem Ge­
richt gesetzlich obliegenden Kontrolle;

— die aus dem Einzelverfahren oder einer Summe von Sa­
chen abgeleiteten Informationen an die Öffentlichkeit 
oder an die Staats- und wirtschaftsleitenden Organe zur 
Verhinderung weiterer Gesetzesverletzungen.
Die Rechtsprechung ist also zugleich die wesentliche Quelle 

aller anderen den Gerichten obliegenden Tätigkeiten, ein­
schließlich der Rechtspropaganda und Rechtsauskunft. Der 
Erfolg dieser Arbeit hängt weitgehend davon ab, in wel­
chem Maße jeweils die Bürger von der Qualität, der Sach­
lichkeit, der Gerechtigkeit, der Kultur sowie der Verwirkli­
chung der Entscheidungen ihres Gerichts überzeugt sind.
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Beitrag der Rechtsprechung zur Lösung 
gesamtgesellschaftlicher Aufgaben * 1

Der XI. Parteitag der SED hat die Ziele und Wege zur Fort­
setzung der bewährten Innen- und Außenpolitik für den 
nächsten Zeitraum deutlich abgesteckt.5 Daraus ergeben sich 
auch für die Rechtsprechung der Gerichte der DDR anspruchs­
volle Aufgaben. Der Generalauftrag besteht darin, durch eine 
verantwortungsbewußte Handhabung von Recht und Gesetz 
die Rechtssicherheit als Wesensmerkmal der sozialistischen 
Gesellschaft weiter zu stärken, die Rechtsordnung noch vor­
bildlicher zu gestalten und allen Bürgern die Gewißheit zu 
geben, daß bei uns gleiches Recht für alle gilt, daß das Recht 
tatsächlich dem Wohl des Volkes dient und daß die gericht­
lichen Anliegen der Bürger sich in guten, gerechten Händen 
befinden.

Folgende Aufgaben sind besonders hervorzuheben:
1. Die staatliche Sicherheit und die öffentliche Ordnung 

sind zu jeder Zeit zuverlässig zu gewährleisten. Der Schutz 
der Grenzen, der Transitwege, der Souveränität und Inte­
grität des sozialistischen Staates sowie aller vitalen Interes­
sen der sozialistischen Gesellschaft ist ein erstrangiges An­
liegen gerichtlichen Handelns.

Der auf die Sicherung des Friedens und das Wohl des Vol­
kes gerichteten Politik der Partei der Arbeiterklasse und der 
Staatsführung gehört unsere volle Unterstützung.

Wir haben mit dazu beizutragen, daß wie bisher die Plätze, 
Straßen und Einrichtungen für unsere Bürger und unsere 
ausländischen Besucher sicher sind. Das gute Antlitz der 
öffentlichen Ordnung und Disziplin unseres Landes gilt es 
weiter auszuprägen. Der Wahrung der Interessen unserer 
Staatsbürger hinsichtlich des Auslands gilt unsere verstärkte 
Aufmerksamkeit.

2. Wir unterstützen die Erfüllung der Aufgaben, die der 
XI. Parteitag für die weitere ökonomische Entwicklung fest­
gelegt hat.6 Durch die Rechtsprechung und ihre Auswertung 
auf allen Rechtsgebieten haben die Gerichte insbesondere 
zum Schutz des Volksvermögens vor Verlusten, zur Siche­
rung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens sowie zur För­
derung des Leistungswillens beizutragen. Mit der Lösung 
sozialer Konflikte durch eine gerechte Rechtsanwendung kön­
nen sich die Gerichte aktiv an der Verwirklichung der Haupt­
aufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik 
beteiligen.

Solchen Fragen der ökonomischen Strategie wie dem ho­
hen Tempo der Strukturveränderungen der Wirtschaft, der 
Intensivierung der Volkswirtschaft, der Anwendung und Ver­
zahnung der Schlüsseltechnologien, der fortschreitenden Auto­
matisierung, dem hohen Stand der Erneuerung der Erzeug­
nisse, dem Umweltschutz, dem Sparsamkeitsregime sowie der 
wachsenden Rolle des subjektiven Faktors ist auch in der 
künftigen Gerichtspraxis mehr Aufmerksamkeit zu widmen.

Die Gerichte sind keine wirtschaftsleitenden Organe, son­
dern ihr Beitrag zur Lösung ökonomischer Aufgaben lei­
tet sich aus ihrem rechtsverwirklichenden Charakter her. Die 
Vorbeugung und Bekämpfung von Schäden und Verlusten, 
die Verhinderung von Vergeudungen und sonstigen Störun­
gen, die schnelle Lösung arbeitsrechtlicher Konflikte, die Ein­
flußnahme auf die Qualität der Erzeugnisse durch die Recht­
sprechung zu Garantieansprüchen, die Unterstützung der 
Wohnungspolitik durch eine wirksame Mietrechtsprechung, 
die Förderung des Neuerertums und des Patentwesens usw., 
das sind nur einige Seiten dieser Arbeit.

Selbstverständlich wollen wir mit unserer Rechtsprechung 
und ihrer Auswertung vor allem Einfluß auf Haltungen neh­
men: Haltungen zum sozialistischen Eigentum, zu den Pflich­
ten, zur Arbeitsdisziplin, zur Leistungsbereitschaft, aber 
auch z. B. zur Risikobereitschaft im Interesse des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts.

Alles, was in der Rechtsprechung der Gerichte in diesen 
Fragen in den letzten Jahren an Bewährtem sichtbar ge­
worden ist, ist zu erhalten. Jetzt geht es darum, die Gesamt­
konzeption des XI. Parteitages zur ökonomischen Entwick­
lung zu erfassen und mit den uns gegebenen spezifischen 
Gerichtsmitteln klug, abgestimmt und wirksam unseren Bei­
trag zur Erfüllung dieser anspruchsvollen Ziele zu leisten.

3. Die auf das Wohl des Volkes gerichtete Politik der 
Partei der Arbeiterklasse stellt hohe Anforderungen an eine 
auf den Bürger orientierte Rechtsprechung der Gerichte. Die 
Tätigkeit unserer Gerichte ist Dienst am Volke. Dabei be­
rücksichtigen wir in unserer Arbeit grundsätzlich zwei Sei­
ten. Erstens geht es darum, die Bürger selbst an der Arbeit 
des sozialistischen Gerichts in den verschiedensten Formen 
demokratischer Mitwirkung zu beteiligen. Zum zweiten geht 
es um den sicheren Schutz der schöpferischen Arbeit der 
Menschen, ihrer Würde und Freiheit, ihres Lebens und ihrer 
Gesundheit, ihres Eigentums sowie ihrer berechtigten In­
teressen. Wenn man die Tatsache berücksichtigt, daß jähr­
lich über eine Million Menschen in den Gerichtssälen oder 
sonst als Rechtsuchende mit den staatlichen Gerichten zu 
tun haben, so wird deutlich, daß die Arbeit mit den Bür­
gern erstrangiges Anliegen aller Gerichtstätigkeit ist. Daher
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